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Beschluss 
der Stadtverordnetenversammlung 
 
 
 
Resolution gegen den Gesetzesentwurf und das Landesprogramm 
„Starke Heimat Hessen“ 
Antrag der AfD-Fraktion 
- 101.18.1425 - 
 
 
 Geänderter Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

  
„Ziffer 3 des Antrages wird gestrichen.“ 
 
1. Den einstimmigen Beschluss und die Positionierung des Präsidiums und 

des Hauptausschusses des Hessischen Städte- und Gemeindebundes vom  
06. bzw. 27. Juni 2019, das Landesprogramm der Landesregierung "Starke 
Heimat Hessen" abzulehnen, unterstützt die Stadtverordnetenversammlung 
ausdrücklich. 
 
Positionierung des Präsidiums und Hauptausschusses des Hessischen 
Städte- und Gemeindebundes: 
 
„Das Präsidium des Hessischen Städte- und Gemeindebundes lehnt das 
Landesprogramm „Starke Heimat Hessen“ einstimmig ab. Bei den durch 
den Wegfall der erhöhten Gewerbesteuerumlage freiwerdenden Mitteln 
handelt es sich um kommunales Geld, das uneingeschränkt bei allen 
Kommunen zu verbleiben hat.“ 
 
Quelle: https://www.hsgb.de/pdf/blog/2989/1827  

 
2. Die Stadtverordnetenversammlung plädiert gegen eine hessische 

Gesetzgebung zur Einführung einer Heimatumlage als Ersatz für die zum 
Jahresende 2019 auslaufende bundesweite Regelung zur erhöhten 
Gewerbesteuerumlage. Die frei werdenden Mittel sollen zu 100% den 
Gemeinden belassen werden. 

3. Die Stadtverordnetenversammlung fordert den Hessischen Landtag sowie 
die Hessische Landesregierung auf, den eingebrachten Gesetzesentwurf 
der hessischen Landtagsfraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN (Drucksache HLT 20/784) bzw. das Landesprogramm „Starke 
Heimat Hessen“ abzulehnen bzw. von diesem abzusehen. 

4. Darüber hinaus appelliert die Stadtverordnetenversammlung an den 
Magistrat der Stadt Kassel, sich in allen Bereichen für eine Verhinderung 
der Umsetzung des Landesprogramms „Starke Heimat Hessen“ 
einzusetzen. 

5. Den bestehenden Gemeindefinanzausgleich, nach dem die Gemeinden 
aufgrund des § 6 GFRG Abs. 1 (Gemeindefinanzreformgesetz) 
umlagepflichtig sind, erachtet die Stadtverordnetenversammlung als völlig 
ausreichend. 

 

https://www.hsgb.de/pdf/blog/2989/1827
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Der geänderte Antrag wird absatzweise zur Abstimmung gestellt. 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: AfD 
Ablehnung: SPD, CDU, B90/Grüne, Kasseler Linke, Stadtverordnete Ernst und 
  Dr. Hoppe 
Enthaltung: FDP+FW+Piraten 
den  
 

Beschluss 
 

Absatz 1 des Antrages der AfD-Fraktion betr. Resolution gegen den 
Gesetzesentwurf und das Landesprogramm „Starke Heimat Hessen“, 
101.18.1425, wird abgelehnt. 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: AfD 
Ablehnung: SPD, CDU, B90/Grüne, Kasseler Linke, Stadtverordnete Ernst und 
  Dr. Hoppe 
Enthaltung: FDP+FW+Piraten 
den  
 

Beschluss 
 

Absatz 2 des Antrages der AfD-Fraktion betr. Resolution gegen den 
Gesetzesentwurf und das Landesprogramm „Starke Heimat Hessen“, 
101.18.1425, wird abgelehnt. 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: AfD 
Ablehnung: SPD, CDU, B90/Grüne, Kasseler Linke, Stadtverordnete Ernst und 
  Dr. Hoppe 
Enthaltung: FDP+FW+Piraten 
den  
 

Beschluss 
 

Absatz 4 des Antrages der AfD-Fraktion betr. Resolution gegen den 
Gesetzesentwurf und das Landesprogramm „Starke Heimat Hessen“, 
101.18.1425, wird abgelehnt. 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: AfD 
Ablehnung: SPD, CDU, B90/Grüne, Kasseler Linke, Stadtverordnete Ernst und 
  Dr. Hoppe 
Enthaltung: FDP+FW+Piraten 
den  
 

Beschluss 
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Gesetzesentwurf und das Landesprogramm „Starke Heimat Hessen“, 
101.18.1425, wird abgelehnt. 
 
 
 
 
 
Volker Zeidler Nicole Eglin 
Stadtverordnetenvorsteher Schriftführerin 




